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PRÄSIDIUM

PROTOKOLL

der Sitzung vom Montag, 14. April 2014

Straßburg

Die Sitzung wird um 18.35 Uhr vom Präsidenten des Europäischen Parlaments, Herrn Martin SCHULZ, eröffnet.

Anwesend waren:

Herr Martin SCHULZ, Präsident*

	Vizepräsidenten
	Entschuldigt

	Herr
PITTELLA*
	Herr
PAPASTAMKOS

	Herr
MARTÍNEZ*
	Herr
PROTASIEWICZ

	Frau
PODIMATA*
	

	Herr
VIDAL-QUADRAS*


	

	Frau
ANGELILLI
	

	Herr
KARAS*
	

	Herr
McMILLAN-SCOTT
	

	Frau
DURANT*
	

	Herr
ALVARO*
	

	Herr
WIELAND
	

	Herr
VLASÁK*
	

	Herr
SURJÁN*
	


	Quästoren
	Entschuldigt

	Frau
LULLING*
	

	Herr
HIGGINS*
	

	Frau
Lidia GERINGER DE OEDENBERG*
	

	Herr
LIBERADZKI*
	

	Herr
MAŠTÁLKA*
	


An der Sitzung nahm teil:

Herr WELLE, Generalsekretär(
Zu Punkt 6 der Tagesordnung war eingeladen:

Frau PACK, Vorsitzende der Konferenz der Ausschussvorsitze

Liste der Beamten, die an der Sitzung teilgenommen haben:

Kabinett des Präsidenten

Herr
WINKLER*
Herr
KAISER

Frau
MARTINEZ IGLESIAS

Herr
MANNELLI

Frau
STRASSER

Herr
FREEDMAN

Frau
CASALES LÓPEZ

Kabinett des Generalsekretärs

Herr
MANGOLD*
Frau
LUEDDECKE

Herr
SØRENSEN

Generalsekretariat

	GD Präsidentschaft (PRES)
	Frau RATTI

	GD Interne Politikbereiche (IPOL)
	Herr RIBERA D'ALCALA/ Frau VANDENBOSCH**/ Herr 

CHIOCCHETTI**/ Herr HAUCK**

	GD Externe Politikbereiche (EXPO)
	Herr AGUIRIANO/ Herr CRAMPES**

	GD Wissenschaftlicher Dienst (EPRS)
	Herr TEASDALE/ Herr DE FEO

	GD Kommunikation (COMM)
	Frau LAHOUSSE/Herr DUCH GUILLOT 

Herr  CLARK***/ Frau CABANELAS ALVAREZ***

	GD Personal (PERS)
	Herr QUITIN*

	GD Infrastrukturen und Logistik (INLO)
	Herr STRATIGAKIS

	GD Übersetzung (TRAD)
	Frau LIGETI

	GD Dolmetschen und Konferenzen (INTE)
	Frau COSMIDOU

	GD Finanzen (FINS)
	Herr VANHAEREN/ Herr GUILLEN ZANON 

Herr REIJNDERS

	GD Innovation und technische Unterstützung (ITEC)
	Herr VILELLA

	GD Sicherheit (SAFE)
	Herr CAROZZA

	Juristischer Dienst
	Herr DREXLER, Rechtsberater*/ Herr PASSOS

	Sekretariat der Konferenz der Präsidenten
	Herr HILLER

	Direktor für die Beziehungen zu den Fraktionen
	Herr SCHWETZ


Fraktionssekretariate

	Herr EVISON
	(PPE)

	Herr HORNAK
	(S&D)

	Herr BOUTER
	ALDE

	Herr DENKINGER
	(Verts/ALE)

	Herr WOODARD
	(ECR)

	Herr RAECK
	(GUE/NGL)

	Frau LAIKAUF
	(EFD)

	Herr SERVELLON
	(fraktionslose Mitglieder)


Assistenten der Vizepräsidenten und der Quästoren

	Herr CARDELLA
	Assistent von Herrn PITTELLA

	Herr GALLEGO AMADOR
	Assistent von Herrn MARTÍNEZ

	Frau ZANELLA
	Assistentin von Frau PODIMATA

	Frau EGEA HERRERO
	Assistentin von Herrn VIDAL-QUADRAS

	Herr CHATZIFOTIS
	Assistent von Herrn PAPASTAMKOS

	Herr LOMBARDO
	Assistent von Frau ANGELILLI

	Frau PRAINSACK
	Assistentin von Herrn KARAS

	Herr VALETTE
	Assistent von Frau DURANT

	Frau BAUER
	Assistentin von Herrn ALVARO

	Frau GIPPERT
	Assistentin von Herrn WIELAND

	Frau SOBIERAJ
	Assistentin von Herrn PROTASIEWICZ

	Herr PÁPÁI
	Assistent von Herrn SURJÁN

	Frau THOMA
	Assistentin von Frau LULLING

	Frau ZIELINSKA
	Assistentin von Frau GERINGER de OEDENBERG

	Herr VOGT
	Assistent von Herrn LIBERADZKI

	Frau ŘEHOŘOVÁ
	Assistentin von Herrn MAŠTÁLKA


Sitzungssekretariat: Herr TZIORKAS*, Frau  MORGADO und Herr  CALINOGLOU.

1.
Annahme des Entwurfs der Tagesordnung

Das Präsidium

-
hört einen Antrag von Herrn WIELAND  und Herrn VIDAL-QUADRAS, Vizepräsidenten, Punkt 11 mit Aussprache zu behandeln;

-

nimmt Kenntnis von dem so geänderten Entwurf der Tagesordnung (PE 533.120/BUR) und nimmt ihn, wie in diesem Protokoll angegeben, an.

2.
Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 2. April 2014

Das Präsidium

-
genehmigt das Protokoll der Sitzung vom 2. April 2014 in Straßburg (PE 528.979/BUR).

3.
Mitteilungen des Präsidenten

3.1.
Antrag des Europäischen Jüdischen Kongresses auf Nutzung der Räumlichkeiten des Parlaments

Das Präsidium 

-
hört  eine Mitteilung des Präsidenten, er habe am 26. März 2014 ein Schreiben des Europäischen Jüdischen Kongresses erhalten, in dem die Nutzung der Räumlichkeiten des Parlaments für eine Gedenkveranstaltung zum 70. Jahrestag des Sieges über den Nationalsozialismus und der Befreiung der Konzentrationslager der Nationalsozialisten beantragt werde; insbesondere solle am 26. Januar 2015 ein Forum zur globalen Zivilgesellschaft ausgerichtet und am 27. Januar 2015 eine Gedenkveranstaltung im Plenarsaal in Brüssel abgehalten werden  (PE 533.152/BUR);

-
hört einen Beitrag des Präsidenten, dass er diesen Antrag befürworte und das Präsidium um seine grundsätzliche Zustimmung  zur  Reservierung  des Plenarsaals am 27. Januar 2015 ersuche;

-
stimmt diesem Antrag zu und nimmt zur Kenntnis, dass das Programm der Veranstaltung dem Präsidium in einer künftigen Sitzung vorgelegt werden soll.

3.2.
Feierliche Verabschiedung der Mitglieder des Europäischen Parlaments in der 7. Wahlperiode

Das Präsidium

-
hört eine Mitteilung des Präsidenten, dass er eine feierliche Verabschiedung der Mitglieder der 7. Wahlperiode am Montag, 30. Juni 2014, ab 18.30 Uhr im Restaurant des Louise-Weiss-Gebäudes veranstalten werde, in deren Rahmen die Mitglieder eine Urkunde und eine Medaille erhalten würden. 

3.3.
Datum des Dienstantritts der Bediensteten auf Zeit der Fraktionen

Das Präsidium

-
hört eine Mitteilung des Präsidenten, er habe am 1. April 2014 ein Schreiben der Vorsitzenden der PPE- und der S&D-Fraktion erhalten, in dem sie sich besorgt darüber äußern, wie die Verwaltung des Parlaments das Datum des Dienstantritts von Bediensteten auf Zeit der Fraktionen, die ein Passerelle-Verfahren absolviert haben oder in ein Kabinett eines Kommissionsmitglieds eingetreten sind, interpretiert;
-
hört eine Mitteilung des Präsidenten, er werde diesen Antrag zur rechtlichen Überprüfung an die zuständigen Stellen in der Verwaltung weiterleiten.

3.4.
Berechnung der Ruhegehaltsansprüche der Mitglieder 

Das Präsidium

-
hört einen Beitrag des Präsidenten, dass er Herrn MAŠTÁLKA, amtierender Vorsitzender der Quästoren, getroffen habe, der zwei Anliegen der Quästoren zur Sprache gebracht habe: erstens die Berechnung der von den Mitgliedern in der 7. Wahlperiode erworbenen Ruhegehaltsansprüche und zweitens das Ausliegen der zentralen Anwesenheitsliste im Juni 2014;
-
hört Ausführungen des Präsidenten, dass bezüglich der Berechnung der Ruhegehaltsansprüche Artikel 14 Absatz 2 des Abgeordnetenstatuts vorsehe, dass das Ruhegehalt für jedes volle Jahr der Ausübung des Mandats 3,5% der Entschädigung nach Artikel 10 und für jeden weiteren vollen Monat ein Zwölftel betrage, weshalb die Mitglieder, da die Wahl  2014 um einen Monat vorgezogen wurde, nur Anspruch auf elf Zwölftel der Ruhegehaltsansprüche für 2014 hätten;
-
hört einen Beitrag des Präsidenten, dass er den Juristischen Dienst konsultiert habe, der zum Schluss gelangt sei, dass es nicht möglich sei, diese Bestimmung im Wege der Durchführungsbestimmungen zum Abgeordnetenstatut zu ändern, und dass für eine Änderung des Abgeordnetenstatuts ein neues Legislativverfahren und die Zustimmung des Rates erforderlich seien;

-
hört Ausführungen von Frau  LULLING und Herrn  HIGGINS, Quästoren, die dieser Auslegung nicht zustimmen und die Auffassung vertreten, dass es dem Geist von Artikel 14 Absatz 2 des Abgeordnetenstatuts entgegenstehe, die betreffende Bestimmung dahingehend auszulegen, dass die Mitglieder, die für ein vollständiges Mandat gewählt und ein solches absolviert hätten, nicht den vollständigen Betrag der diesem vollständigen Mandat entsprechenden Ruhegehaltsansprüche erhalten könnten;
-
führt eine kurze Aussprache, an der sich Frau DURANT und Herr SURJÁN, Vizepräsidenten, und der Präsident beteiligen;

-
hört einen abschließenden Beitrag des Präsidenten, dass er die Frage, gegebenenfalls durch Prüfung ähnlicher Fälle aus nationalen Parlamenten, erneut analysieren werde.
3.5.
Beschwerden über die Informationskampagne des Parlaments für die Europawahl

Das Präsidium

-
hört  einen Beitrag des Präsidenten zur Weiterbehandlung der beiden Beschwerden spanischer Parteien über die Durchführung der Wahlinformationskampagne des Parlaments, über die er das Präsidium in seiner Sitzung vom 10. März 2014 unterrichtet hatte;
-
hört eine Mitteilung des Präsidenten, dass die spanischen Behörden im Anschluss an die Erläuterungen des durch seinen Juristischen Dienst vertretenen Parlaments die Beschwerden, insbesondere  hinsichtlich der Vereinbarkeit einiger Wahlslogans mit dem spanischen Wahlrecht, geprüft und festgestellt hätten, dass in der gegenwärtigen Phase der Kampagne keine Unvereinbarkeit vorliege.
3.6.
Mutmaßlich missbräuchliche Verwendung von Mitteln des Parlaments durch eine Fraktion

Das Präsidium

-
hört eine Mitteilung des Präsidenten zur Weiterbehandlung des Schreibens von Herrn McMILLAN-SCOTT, Vizepräsident,  vom  8. März 2014 zu einem Bericht in der „Times“ , in dem es um die missbräuchliche Verwendung von vom Parlament der EFD-Fraktion gezahlten Mitteln zur Finanzierung von Gehältern von in London ansässigen Mitarbeitern der Unabhängigkeitspartei des Vereinigten Königreichs (UKIP) ging und der sich auf Belege eines Informanten bzw. aus einer vertraulichen Quelle stützt; diesbezüglich hatte er das Präsidium in dessen Sitzung vom 10. März 2014 informiert; 
-
hört einen Beitrag des Präsidenten, dass die zuständigen Dienststellen der GD FINS eine interne Untersuchung durchgeführt und den Schluss gezogen hätten, dass keine missbräuchliche Verwendung von Geldern des Parlaments vorliege.
3.7.
Zentrale Anwesenheitsliste im Juni 2014

Das Präsidium

-
hört einen Beitrag des Präsidenten, der daran erinnert, dass die Quästoren im Dezember 2013 beschlossen hatten, dass die zentrale Anwesenheitsliste im Zeitraum der Wahl, d.h. von 22. April bis 30. Juni 2014, nicht für Unterschriften ausliegen werde, die Mitglieder ihre Anwesenheit jedoch durch Unterzeichnung der Anwesenheitsliste nachweisen könnten, die vom Sekretariat ordnungsgemäß genehmigter Sitzungen, insbesondere der Fraktionen, zur Verfügung gestellt würden, und gegebenenfalls die Quästoren ersuchen könnten, ihren Beschluss zu überdenken;
-
hört  Ausführungen von Frau LULLING und Herrn HIGGINS, Quästoren, dass dieser Beschluss in Einklang mit der bisherigen Praxis gefasst wurde, in der Zwischenzeit jedoch mehrere Mitglieder beantragt hätten, die zentrale Anwesenheitsliste im Juni auszulegen, da sie an den betreffenden Tagen Arbeitssitzungen in Brüssel hätten;  sie weisen darauf hin, dass die Auslegung der zentralen Anwesenheitsliste schlussendlich in die Zuständigkeit des Präsidiums falle;
-
hört einen Beitrag von Frau DURANT, Vizepräsidentin, dass die Anwesenheitsliste im Einklang mit der bisherigen Praxis nur für die ordnungsgemäß genehmigten Fraktionssitzungen ausgelegt werden sollte;
-
hört einen Beitrag des Präsidenten, der zusagt, die Fraktionsvorsitzenden erneut zu konsultieren, um festzustellen, ob in dieser Angelegenheit ein Konsens erreicht werden könne.
3.8.
Außerordentliche Sitzung des Präsidiums im Juni 2014

Das Präsidium

-
hört eine Mitteilung des Präsidenten, dass im Juni eine außerordentliche Sitzung des Präsidiums stattfinden werde, um alle anstehenden Verwaltungsfragen zu behandeln, und dass der Termin so bald wie möglich bestätigt werden solle;
-
hört einen Beitrag von Herrn VIDAL-QUADRAS,  Vizepräsident, der darum ersucht, in Bezug auf den Termin dieser außerordentlichen Sitzung des Präsidiums bereits geplante Fraktionssitzungen außerhalb von Brüssel zu berücksichtigen.
Ab 19.04 Uhr hinter verschlossenen Türen
4.
Personalfragen

Das Präsidium, das hinter verschlossenen Türen tagt,

-
nimmt Kenntnis von elf Vermerken des Generalsekretärs mit Empfehlungen zur Besetzung folgender Stellen:
· Generaldirektor der Generaldirektion Personal (PE 533.181/BUR und PE 533.177/BUR),
· Generaldirektor der Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen (PE 533.180/BUR und PE 533.176/BUR),

· Generaldirektor der Generaldirektion Finanzen (PE 533.164/BUR und PE 533.167/BUR),

· Direktor in der  Generaldirektion Wissenschaftlicher Dienst – Wissenschaftlicher Dienst für die Mitglieder (PE 533.172/BUR und PE 533.173/BUR),

· Direktor in der  Generaldirektion Infrastrukturen und Logistik – Direktion Infrastrukturen (PE 533.166/BUR und PE 533.169/BUR),

· Direktor in der  Generaldirektion Finanzen – Direktion Finanzierung der politischen Strukturen und andere Dienste (PE 533.165/BUR und PE 533.168/BUR),

· Direktor in der  Generaldirektion Finanzen – Direktion Haushalt und Finanzdienste (PE 533.179/BUR und PE 533.178/BUR),

· Direktor in der  Generaldirektion Finanzen – Direktion Finanzielle und soziale Rechte der Mitglieder (PE 533.182/BUR und PE 533.184/BUR),

· Direktor in der  Generaldirektion Sicherheits- und Schutzbelange – Direktion Proximität und Unterstützung, Sicherheit und Schutz (PE 533.174/BUR und PE 533.175/BUR),

· Direktor im Juristischen Dienst – Direktion Legislative Angelegenheiten (PE 533.171/BUR und PE 533.170/BUR),

· Direktor im Juristischen Dienst – Direktion Administrative und finanzielle Angelegenheiten (PE 533.183/BUR und PE 533.185/BUR);

-
nimmt Kenntnis von zwei ergänzenden Vermerken des Generalsekretärs zu weiteren eingegangenen Bewerbungen im Anschluss an folgende Stellenausschreibungen nach der Sitzung des Präsidiums vom 13. Januar 2014:
· PE/172/S betreffend die Stelle eines Direktors in der Generaldirektion Finanzen, Direktion Finanzierung der politischen Strukturen und andere Dienste (PE 533.190/BUR),

· PE/173/S betreffend die Stelle eines Direktors in der Generaldirektion  Sicherheit, Direktion Proximität und Unterstützung, Sicherheit und Schutz (PE 533.189/BUR);

-
hört einen Beitrag des Generalsekretärs, dass alle Empfehlungen des Beratenden Ausschusses einstimmig angenommen wurden und dass seine Vorschläge in allen Fällen mit der vom Beratenden Ausschuss vertretenen Auffassung übereinstimmen und im Einvernehmen mit dem Präsidenten unterbreitet werden;
-
hört Ausführungen des Generalsekretärs zu den spezifischen Qualifikationen der einzelnen Kandidaten im Anschluss an die vom Beratenden Ausschuss geführten Gespräche, auf deren Grundlage vorgeschlagen wird, die oben genannten Stellen wie folgt zu besetzen:
· Ernennung von Herrn Herwig KAISER zum Generaldirektor für Personal,

· Ernennung von Frau Agnieszka WALTER-DROP zur Generaldirektorin für Dolmetschen und Konferenzen,
· Ernennung von Herrn Didier KLETHI zum Generaldirektor für Finanzen,

· Ernennung von Herrn  Etienne BASSOT zum Direktor des Wissenschaftlichen Diensts für die Mitglieder in der Generaldirektion Wissenschaftlicher Dienst,
· Ernennung von Herrn Olivier PESESSE zum Direktor für Infrastrukturen in der Generaldirektion Infrastrukturen und Logistik,
· Ernennung von Herrn  Eduard REIJNDERS zum Direktor für Finanzierung der politischen Strukturen und andere Dienste in der Generaldirektion Finanzen,
· Ernennung  von Herrn Miguel PAPÍ BOUCHER, zum Direktor für Haushalt und Finanzdienste in der Generaldirektion Finanzen,
· Ernennung  von Herrn Lorenzo MANNELLI zum Direktor für finanzielle und soziale Rechte der Mitglieder in der Generaldirektion Finanzen,
· Ernennung  von Herrn Guy MOLS zum Direktor für Proximität und Unterstützung, Sicherheit und Schutz in der Generaldirektion Sicherheits- und Schutzbelange,
· Ernennung  von Frau Maria José MARTINEZ IGLÉSIAS zur Direktorin für legislative Angelegenheiten im Juristischen Dienst,
· Ernennung  von Herrn Norbert LORENZ zum Direktor für administrative und finanzielle Angelegenheiten im Juristischen Dienst;
-
führt eine Aussprache, an der sich Herr  MARTÍNEZ, Her Herr VIDAL-QUADRAS, Frau DURANT, Herr KARAS, Herr ALVARO, Herr SURJÁN, Vizepräsidenten, und Herr MAŠTÁLKA, Quästor, beteiligen;

-
nimmt Kenntnis von einem Antrag von Herrn MARTÍNEZ, Vizepräsident, den Verweis des Generalsekretärs auf die ausgezeichneten Qualifikationen von Herrn Juan Carlos JIMÉNEZ MARIN, Kandidat für die Stelle des Generaldirektors für Dolmetschen und Konferenzen, im Protokoll zu vermerken;
-
hört einen Beitrag von Frau  DURANT, Vizepräsidentin, die den dem Präsidenten schriftlich übermittelten Antrag ihrer Fraktion bekräftigt, dass das neue Präsidium nach den Wahlen diese Ernennungen beschließen solle, und mitteilt, dass sie sonst dagegen stimmen müsse;
-
billigt mit einer Gegenstimme die Ernennungen in Bezug auf alle oben genannten Stellen in völliger Übereinstimmung mit den Empfehlungen des Generalsekretärs;
-
billig die Empfehlungen des Generalsekretärs zu den zwei weiteren Bewerbungen gemäß seinen beiden ergänzenden Vermerken;
-
hört einen Beitrag des Präsidenten, der die Bedeutung dieser Ernennungen nicht nur wegen der Besetzung mehrerer Stellen der höheren Führungsebene mit sehr kompetenten Beamten hervorhebt, sondern insbesondere, weil das Präsidium dem Druck standhielt und bestätigte, dass die betreffenden Beamten mit langjähriger Erfahrung im Parlament nicht wegen einer politischen Kampagne gegen ihn in dieser Vorwahlperiode benachteiligt werden sollten.
A.
BESCHLÜSSE / AUSSPRACHE
5.
Fortschrittsbericht zu der institutionellen Informationskampagne für die Europawahl 2014 – Vermerk des Generalsekretärs

Das Präsidium

-
nimmt Kenntnis vom Fortschrittsbericht des Generalsekretärs vom 4. April 2014 zu der institutionellen Informationskampagne für die Europawahl 2014 (PE 533.149/BUR und Anlagen);
-
nimmt Kenntnis von den bei der Durchführung der institutionellen Informationskampagne für die Europawahl 2014 bisher erzielten Fortschritten und führt eine Aussprache über das Thema;
-
hört Ausführungen von Frau PODIMATA, Vizepräsidentin und Vorsitzende der Arbeitsgruppe des Präsidiums für  Informations- und Kommunikationspolitik, dass die Informationskampagne für die Europawahl inzwischen die dritte und entscheidendste Phase erreicht habe, nämlich diejenige, in der zur Beteiligung an der Wahl aufgerufen werde, in der der Schwerpunkt auf dem Datum und auf der Bedeutung der bevorstehenden Europawahl liege und das Ziel verfolgt werde, die Bürger zur Stimmabgabe und zur Entscheidung zu veranlassen, welches Europa sie wollten, wobei sie außerdem Folgendes feststellt:
· während dieser dritten  Phase  beinhalten die  eingesetzten Kommunikationsmittel nach wie vor die Bilder der „realen Welt“  des gesamten Kampagnenkonzepts, geben aber ein optimistischeres, stärker in die Zukunft weisendes Gesamtbild ab; die Website zur Europawahl wurde bereits gestartet, und Fernseh- und Radiospots wurden in annähernd 40 Sprachenfassungen erstellt und über Euronews und Euranet, nationale und regionale Fernsehkanäle, im Radio und in Kinos europaweit über das europäische Kinonetz ausgestrahlt; 
· umfangreiche Arbeit wurde bereits mit Trainingsseminaren für Journalisten, umfangreicher Nutzung der sozialen Medien und Organisation von Veranstaltungen durch die Informationsbüros des EP geleistet, während die 100 Tage bis zur Europawahl erneut Gelegenheit zu einer Annäherung an Journalisten bieten; die Tage der offenen Tür der europäischen Organe würden es ermöglichen, Tausenden von Bürgern die Botschaft „Gehen Sie zur Wahl“ zu vermitteln; erwartet wird, dass die am 15. Mai 2014 von der UER im Plenarsaal in Brüssel mit den Kandidaten von fünf politischen Parteien auf europäischer Ebene zu organisierende Präsidentendebatte live in mindestens 20 europäische Länder ausgestrahlt wird;
· die sehr wichtige interinstitutionelle Zusammenarbeit, die im September 2013 durch die Unterzeichnung einer gemeinsamen Erklärung mit der Kommission vereinbart wurde, erlaubt den Verwaltungen des Parlaments und der Kommission eine enge Kooperation mit konkreten Ergebnissen wie einer Vereinbarung mit dem Informationsnetz Europa Direkt hinsichtlich der Organisation von Veranstaltungen zur Europawahl und des Drucks (durch die Kommission) von über 2 Millionen vom EP erstellten Broschüren, die über dieses Netz verbreitet werden;

· ihr besonderer Dank gilt den Dienststellen der GD Kommunikation und insbesondere deren Generaldirektorin  Juana LAHOUSSE für die in den vergangenen 2,5 Jahren geleistete ausgezeichnete Arbeit und ihren Kollegen in der Arbeitsgruppe des Präsidiums für Informations- und Kommunikationspolitik, vor allem deren stellvertretenden Vorsitzenden, Otmar KARAS, für die ausgezeichnete Zusammenarbeit;

-
hört Ausführungen von Herrn  KARAS, Vizepräsident und stellvertretender Vorsitzender der Arbeitsgruppe des Präsidiums für  Informations- und Kommunikationspolitik, der seinerseits Frau PODIMATA, Vizepräsidentin, für die ausgezeichnete Zusammenarbeit in den vergangenen 2,5 Jahren dankt, auf die zuweilen schwierigen Diskussionen im Präsidium über den verfügbaren Etat für die Kommunikationspolitik und die Wahlkampagne, die Veranstaltung des Europäischen Jugend-Events, den weiteren Betrieb oder die Einstellung von EuroparlTV verweist, die wesentlichen Leistungen im Bereich der Kommunikationspolitik hervorhebt, z.B. das Parlamentarium, das jedes Jahr Tausende von Besuchern anziehe, die Einführung von Community-Managern und die Pressebeobachtung, das Facebook-Konto des Parlaments mit 15,5 Millionen Freunden, und schließt, dass das Europäische Parlament sich in Bezug auf Information und Kommunikation endlich auf dem richtigen Weg befinde und die betreffenden Maßnahmen vom nächsten Präsidium fortgeführt und ausgeweitet werden sollten;
-
hört einen Beitrag von Herrn  VLASÁK,  Vizepräsident , der seine Zufriedenheit äußert und fragt, ob die Verwaltung ein Papier erstellen könne, in dem all diese beeindruckenden Ergebnisse und konkreten Leistungen der Informations- und Kommunikationspolitik des Parlaments verzeichnet seien;
-
hört einen Beitrag von Herrn  KARAS, Vizepräsident, dass ein solches Dokument am Mittwoch dieser Woche vorgestellt werden solle und dass alle Mitglieder das Programm des Europäischen Jugend-Events erhalten sollten;
-
hört Ausführungen von Herrn  ALVARO,  Vizepräsident  und Mitglied der Arbeitsgruppe des Präsidiums für Informations- und Kommunikationspolitik, der deren ausgezeichnete Arbeit hervorhebt, der Leitung und den Dienststellen der GD COMM für ihre Effizienz dankt und feststellt, dass das Parlament auch aus der IT-Perspektive endlich im 21. Jahrhundert angekommen sei;
-
hört einen Beitrag des Präsidenten, der die Aussprache schließt, indem er die positiven Redebeiträge zusammenfasst und seine Entscheidung bekräftigt, im Rahmen der Kampagne nicht als Präsident des Parlaments in Erscheinung zu treten.
6.
Vorschlag zur Änderung der Regelung für die Reisen von Ausschussdelegationen

Das Präsidium

-
nimmt Kenntnis von zwei Schreiben  vom 11. März und 9. April 2014 von Herrn DAUL, der als Vorsitzender der PPE-Fraktion mit Zuständigkeit für die Koordinierung der Fraktionstätigkeiten Vorschläge im Namen aller Fraktionen übermittelt, die der Änderung des Beschlusses der Konferenz der Präsidenten über die Durchführungsbestimmungen für die Tätigkeit der interparlamentarischen Delegationen und gegebenenfalls der Angleichung der Beschlusses des Präsidiums über die Reisen von Ausschussdelegationen außerhalb der drei Arbeitsorte des Europäischen Parlaments dienen sollen (PE 528.995/CPG und Anlage bzw. PE 533.160/CPG und Anlagen);
-
nimmt Kenntnis vom Schreiben vom 8. April 2014 von Frau PACK, Vorsitzende der Konferenz der Ausschussvorsitze, mit deren Empfehlungen für die Änderung der Regelungen betreffend die Tätigkeiten des Parlaments im Rahmen der Außenbeziehungen (PE 533.151/CPG und Anlage);
-
stellt fest, dass die Konferenz der Präsidenten in ihrer Sitzung vom 13. März 2014 eine Aussprache über das Thema führte, beschloss, es in einer künftigen Sitzung erneut zu prüfen, und das Präsidium ersuchte, nach Konsultation der Konferenz der Ausschussvorsitze einen endgültigen Beschluss über die Reisen von Ausschussdelegationen innerhalb der Union zu fassen;

-
stellt fest, dass die Konferenz der Präsidenten in ihrer Sitzung vom 10. April 2014 auf der Grundlage der von Herrn DAUL im Namen aller Fraktionen übermittelten Vorschläge die „Durchführungsbestimmungen für die Tätigkeit der interparlamentarischen Delegationen“ änderte und das Präsidium ersuchte, die vorgeschlagenen Änderungen betreffend die Ausschussdelegationen zu billigen;

-
stellt fest, dass das Präsidium gemäß Artikel 23 Absatz 9 der Geschäftsordnung für die Genehmigung von Ausschusssitzungen außerhalb der üblichen Arbeitsorte zuständig ist;

-
hört einen Beitrag von Frau PACK, Vorsitzende der Konferenz der Ausschussvorsitze, die über die erstmals seit Bestehen der Konferenz der Ausschussvorsitze per Abstimmung einstimmig angenommenen Empfehlungen Letzterer, deren Leitgrundsätze ihr Schreiben enthalte, informiert, wobei sie insbesondere Folgendes feststellt:
· im Einklang mit der Geschäftsordnung sollten die Reisen von Ausschussdelegationen außerhalb der drei Arbeitsorte weiterhin der Zuständigkeit des Präsidiums unterliegen, da sie nicht die Außenbeziehungen des Parlaments betreffen, sondern eine Ausweitung der legislativen Tätigkeiten der Ausschüsse mit ausländischen Partnern darstellen (internationale Konferenzen und Organisationen, Kollegen in Drittländern usw.),
· die entsprechenden Reisen sollten nicht mehr als Delegationsreisen von Ausschüssen bezeichnet werden, um sie eindeutig von den interparlamentarischen Delegationen zu unterscheiden und eine Verwechslung zu vermeiden,
· um künftig zu vermeiden, dass mehrere Ausschüsse, wie im vergangenen Sommer mit mehreren Delegationsreisen von Ausschüssen nach Washington während der Plenartagung des US-Kongresses geschehen, in derselben Woche an denselben Ort reisen, sollte eine gewisse Flexibilität eingeräumt werden, um den Ausschüssen zu ermöglichen, auf der Grundlage von Halbjahresprogrammen zu arbeiten und auch außerhalb der türkisfarbenen Wochen zu reisen;
-
hört  Ausführungen des Präsidenten, der die im Schreiben von Frau PACK ausgeführten und von ihr in der Sitzung mündlich erläuterten einstimmigen Empfehlungen der Konferenz der Ausschussvorsitze vermerkt und wie folgt zusammenfasst:
a) für die interparlamentarischen Delegationen sollte weiterhin die Konferenz der Präsidenten zuständig sein, für die Reisen von Ausschüssen außerhalb der drei Arbeitsorte hingegen weiterhin das Präsidium,
b) die entsprechenden Reisen der Ausschüsse sollten künftig als Reisen der Ausschüsse statt „Delegationen“ bezeichnet werden, um sie eindeutig von „interparlamentarischen Delegationen“ zu unterscheiden und eine Verwechslung zu vermeiden, 
c) die Ausschüsse beantragen außerdem, ihnen die Möglichkeit einzuräumen, statt auf der Grundlage von Jahresprogrammen auf einer Grundlage von am 1. November und 1. Mai jedes Jahres vorzulegenden Halbjahresprogrammen zu arbeiten,

d) sie beantragen, auch außerhalb der für externe parlamentarische Tätigkeiten vorgesehenen (türkisfarbenen) Wochen zu reisen, um zu vermeiden, dass mehrere Ausschüsse gleichzeitig an denselben Ort reisen;
-
befürwortet auf Vorschlag des Präsidenten den Vorschlag der Konferenz der Präsidenten vom 10. April 2014, die Regelung für die Reisen anzupassen, und billigt die ersten drei Empfehlungen a), b) und c) und beschließt in Bezug auf Empfehlung d), diese zu prüfen und sich in einer künftigen Sitzung des Präsidiums erneut damit zu befassen.  

7.
Stärkung der Verwaltung der operativen Aufgaben in der GD ITEC – Aufzeichnung des Generalsekretärs

Das Präsidium
-
nimmt Kenntnis von der Aufzeichnung des Generalsekretärs vom 11. März 2014 betreffend die Stärkung der Verwaltung der operativen Kapazitäten in der GD ITEC (PE 529.002/BUR und Anlagen);
-
nimmt Kenntnis von der Aufzeichnung des Generalsekretärs, der vorschlägt, die derzeitige Direktion Informationstechnologien in der GD ITEC in zwei Direktionen aufzuteilen, um die Verwaltung der operativen Kapazitäten in der GD ITEC zu stärken;

-
hört Ausführungen des Generalsekretärs, der insbesondere darauf hinweist, dass die gegenwärtige Direktion Informationstechnologien in der GD ITEC inzwischen eine sehr große Direktion mit 23 Referaten und Dienststellen mit ca. 800 Mitarbeitern und einem Etat von 110 Mio. EUR geworden und schwierig zu verwalten sei, weshalb er vorschlägt, die Direktion, wie in seiner Aufzeichnung erläutert, in zwei neue Direktionen aufzuteilen, eine für „Entwicklung und Unterstützung“, die sich vorrangig mit der Entwicklung von Anwendungen befassen soll (Direktion A), und eine für „Infrastruktur und Ausrüstung“, die hauptsächlich für die Verwaltung der Infrastrukturen, darunter die Rechenzentren, zuständig sein soll (Direktion B), ;
-
hört Ausführungen von Herrn  WIELAND, Vizepräsident mit vorrangiger Zuständigkeit für EDV und Telekommunikation, der den Vorschlag im Großen und Ganzen befürwortet, allerdings darauf hinweist, dass der Bereich IT-Schutz und ‑Sicherheit in der neuen Direktion B – Methoden, Normen und Sicherheit – Sicherheit angesiedelt werden solle, da dies im Hinblick auf ein künftiges integriertes Konzept des EP für Schutz und Sicherheit im materiellen und im EDV-Bereich der geeignete Ort sei;
-
billigt mit diesem Vorschlag die Aufteilung der Direktion Informationstechnologien in der GD ITEC in zwei neue Direktionen wie folgt:

· eine Direktion „Entwicklung und Unterstützung“ und

· eine Direktion „Infrastruktur und Ausrüstung“.
B.
BESCHLÜSSE OHNE AUSSPRACHE

8.
Entwurf des Jahresberichts 2013 zur Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission – Vermerk des Generalsekretärs

Das Präsidium, das ohne Aussprache beschließt,

-
nimmt Kenntnis von einem Vermerk des Generalsekretärs vom 4. April 2014 zum oben genannten Thema (PE 533.146/BUR und Anlage);
-
billigt den Entwurf des Jahresberichts 2013 über die Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 im Parlament;

-
beantragt, dass der Entwurf des Jahresberichts 2013 über die Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 im Parlament vom Präsidenten als Beitrag des Präsidiums gemäß Artikel 104 Absatz 7 der Geschäftsordnung an den Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres weitergeleitet wird.
9.
Revision der Regelung für finanzielle Zuwendungen an parlamentarische Vereinigungen (Haushaltsposten 4400 und 4420) – Aufzeichnung des Generalsekretärs

Das Präsidium, das ohne Aussprache beschließt,

-
nimmt Kenntnis von einer Aufzeichnung des Generalsekretärs vom 13. März 2014 betreffend die Änderung der Regelung für finanzielle Zuwendungen an parlamentarische Vereinigungen (Haushaltsposten 4400 und 4420) (PE 529.012/BUR und Anlagen);
-
prüft die Änderungen zum Beschluss des Präsidiums vom 14. Januar 2008 gemäß dem Vorschlag in der Anlage zu der genannten Aufzeichnung und nimmt sie an;

-
beauftragt den Generalsekretär, die Vereinigungen über die entsprechenden Beschlüsse zu unterrichten.

10.
Antrag auf Änderung von Anlage 3 der Regelung für die Verwendung der Mittel des Haushaltspostens 400 – Schreiben von Herrn DAUL, Vorsitzender der PPE-Fraktion

Das Präsidium, das ohne Aussprache beschließt,

-
nimmt Kenntnis von einem Schreiben von Herrn DAUL, Vorsitzender der PPE-Fraktion, vom 27. März 2014 an den Präsidenten, in dem er die Änderung von Anlage 3 der Regelung für die Verwendung der Mittel des Haushaltspostens 400 beantragt (PE 533.133/BUR und Anlage);
-
stellt fest, dass jede Änderung der Regelung für die Verwendung der Mittel des Haushaltspostens 400 der spezifischen Arbeitsweise der Fraktionen Rechnung tragen muss;

-
nimmt Kenntnis davon, dass der vorgeschlagene neue Aufteilungsschlüssel für die Mittel des Haushaltspostens 400 von den Generalsekretären der Fraktionen und dem Sekretariat der fraktionslosen Mitglieder in ihrer Sitzung vom 11. März 2014 in Straßburg gebilligt wurde;

-
billigt die Änderungen von Anlage 3 der Regelung für die Verwendung der Mittel des Haushaltspostens 400 gemäß dem Vorschlag in der Anlage zum Schreiben von Herrn DAUL vom 27. März 2014 und beschließt, dass sie ab dem 1. Juli 2014 in Kraft treten;

-
beschließt, den einschlägigen Artikel 1.2.1 der Regelung entsprechend anzupassen.
11.
Vorschlag für eine Regelung für die Behandlung der elektronischen Dateien der Mitglieder des Europäischen Parlaments am Ende ihres Mandats – Aufzeichnung des Generalsekretärs
Das Präsidium, das mit Aussprache beschließt,

-
nimmt Kenntnis von einer Aufzeichnung  des Generalsekretärs vom 4. April 2014 zu dem oben genannten Thema (PE 533.150/BUR und Anlage);
-
hört Ausführengen von Herrn  WIELAND,  Vizepräsident, der auch im Namen anderer Mitglieder, vor allem von Herrn  RAPKAY, Bedenken äußert, dass das Löschen der elektronischen Mailbox eines scheidenden Mitglieds nach einem Zeitraum von 3 Monaten zu früh erfolge, da die Kontakte des Mitglieds die betreffende E-Mail-Adresse möglicherweise noch nutzten, um es nach einem so kurzen Zeitraum zu kontaktieren, und deshalb vorschlägt, dass die zuständigen Dienststellen so verfahren, dass eingehende E-Mails nach Ablauf des Zeitraums von 3 Monaten an die private Mailbox des ehemaligen Mitglieds weitergeleitet werden;
-
hört einen Beitrag des Präsidenten, der diesem Vorschlag zustimmt und die zuständigen Dienststellen beauftragt, alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um diese Möglichkeit zu gewährleisten;
-
nimmt den Vorschlag für eine Regelung  für die Behandlung elektronischer Dateien der Mitglieder des Europäischen Parlaments am Ende ihres Mandats mit der vom Präsidenten angegebenen Änderung an.

12.
Akkreditierte parlamentarische Assistenten: Anpassung der Durchführungsbestimmungen zu Titel VII der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten an das reformierte Statut und Einsetzung eines Beratenden Ausschusses für Beschwerden wegen Belästigung – Aufzeichnung des Generalsekretärs
Das Präsidium, das ohne Aussprache beschließt,

-
nimmt Kenntnis von einer Aufzeichnung des Generalsekretärs vom 27. Februar 2014 zum oben genannten Thema (PE 528.962/BUR und Anlagen);
-
nimmt die Änderungen der Durchführungsbestimmungen zu Titel VII der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Union gemäß Anhang 3 der oben genannten Aufzeichnung an;

-
nimmt die Interne Regelung für den Beratenden Ausschuss für Beschwerden von akkreditierten parlamentarischen Assistenten über Mitglieder des Europäischen Parlaments wegen Belästigung und für die Prävention von Belästigung am Arbeitsplatz gemäß Anhang 4 der oben genannten Aufzeichnung an.
13.
Vorschlag zur Benennung von Sitzungssälen nach Johan Willem BEYEN und Gyula HORN – Vermerk des Generalsekretärs
Das Präsidium, das ohne Aussprache beschließt,

-
nimmt Kenntnis von einem Vermerk des Generalsekretärs vom 4. April 2014 zu dem oben genannten Thema (PE 533.144/BUR und Anlage);
-
beschließt, den Sitzungssaal 4Q1 im ANTALL-Gebäude nach Johan Willem BEYEN zu benennen;
-
beschließt, den Sitzungssaal 3H1 im SPINELLI-Gebäude nach Gyula HORN zu benennen;
-
beschließt die Wiedereinführung des Verfahrens, nach dem in jeder Hälfte der Wahlperiode Vorschläge für die Benennung von Räumlichkeiten gesammelt und an deren Ende einschlägige Beschlüsse gefasst werden.
14.
Verwendung der Namen der Gebäude des Europäischen Parlaments – Vermerk des Generalsekretärs
Das Präsidium, das ohne Aussprache beschließt,

-
nimmt Kenntnis von einen Vermerk des Generalsekretärs vom 4. April 2014 zu dem oben genannten Thema (PE 533.143/BUR);
-
beschließt, dass für Gebäude des Europäischen Parlaments künftig keine Dreibuchstabenkürzel mehr verwandt werden;
-
genehmigt die nachstehende Liste der bei jeglicher Form von Kommunikation zu verwendenden Namen:
	VOLLSTÄNDIGER NAME DES GEBÄUDES
	ZU VERWENDENDER NAME

	1. BRÜSSEL

	ALTIERO SPINELLI
	SPINELLI

	JOZSEF ANTALL
	ANTALL

	PAUL-HENRI SPAAK
	SPAAK

	WILLY BRANDT
	BRANDT

	WILFRIED MARTENS (TREBEL)
	MARTENS

	2. LUXEMBOURG

	KONRAD ADENAUER
	ADENAUER

	ROBERT SCHUMAN 
	SCHUMAN 

	3. STRAßBURG

	VACLAV HAVEL (WIRD RENOVIERT, ÜBERGABE 2015)
	HAVEL

	LOUISE WEISS
	WEISS

	PIERRE PFLIMLIN
	PFLIMLIN 

	SALVADOR DE MADARIAGA
	DE MADARIAGA

	WINSTON CHURCHILL
	CHURCHILL


-
beauftragt den Generalsekretär mit der Umsetzung dieses Beschlusses.
15.
Zehnter Informationsbericht über das Historische Archiv des Europäischen Parlaments und die Arbeit des Historischen Archivs – 2013 – Aufzeichnung des Generalsekretärs
Das Präsidium, das ohne Aussprache beschließt,

-
nimmt Kenntnis von einer Aufzeichnung des Generalsekretärs vom 4. April 2014 zum oben genannten Thema (PE 533.145/BUR und Anlage);
-
nimmt Kenntnis vom  zehnten Jahresbericht über das Historische Archiv des Europäischen Parlaments (2013);

-
genehmigt dessen Verbreitung, die Übermittlung an die übrigen Organe sowie die Veröffentlichung auf der Website des Parlaments.
Reisen von Ausschussdelegationen innerhalb der EU und der Beitrittsländer

16.
Gemeinsamer Antrag des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie, des Ausschusses für Kultur und Bildung und von STOA auf Entsendung einer Delegation von vier Mitgliedern zu dem von den Vereinten Nationen einberufenen 9. Internet Governance Forum in Istanbul (Türkei) vom 2. bis 5. September 2014 – Schreiben von Frau SARTORI, Vorsitzende des ITRE-Ausschusses, Frau PACK, Vorsitzende des CULT-Ausschusses, und Herrn RÜBIG, erster stellvertretender Vorsitzender der STOA-Lenkungsgruppe
Das Präsidium, das ohne Aussprache beschließt,

-
nimmt Kenntnis  vom Schreiben vom 14. März 2014 von Frau SARTORI, Vorsitzende des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie (ITRE), Frau PACK, Vorsitzende des Ausschusses für Kultur und Bildung (CULT), und Herrn RÜBIG, erster stellvertretender Vorsitzender der STOA-Lenkungsgruppe (STOA), in dem sie die Genehmigung beantragen, eine aus vier Mitgliedern bestehende Delegation vom 2. bis 5. September 2014 (einschließlich Reisezeit – Zeitraum ohne parlamentarische Tätigkeiten) zum Internet Governance Forum 2014 (IGF) nach Istanbul (Türkei) zu entsenden;
-
weist darauf hin, dass laut Artikel 2 Absatz 5 der Regelung für die Reisen von Ausschussdelegationen außerhalb der Arbeitsorte des Parlaments 2014 im Jahr einer Wahl zum Europäischen Parlament im Zeitraum vom 1. April bis 30. September keine Reisen unternommen werden dürfen;

-
weist darauf hin, dass infolge von Ziffer 109 der Entschließung des Parlaments vom 23. Oktober 2013 zu dem Entwurf des Gesamthaushaltsplans der EU für das Haushaltsjahr 2014 im zweiten Halbjahr 2014 keine Delegationsreisen organisiert werden sollten;

-
nimmt Kenntnis  von der auf Ersuchen der Fraktionen abgegebenen positiven Empfehlung der Konferenz der Präsidenten aus deren Sitzung vom 10. April 2014;

-
folgt der Empfehlung der Konferenz der Präsidenten und erteilt die beantragte Genehmigung.
Reisen von Ausschussdelegationen außerhalb der EU und der Beitrittsländer

17.
Antrag auf Entsendung einer STOA-Delegation zur 11. Jahrestagung des Forums für Wissenschaft und Technologie in der Gesellschaft in Kyoto (Japan) vom 5. bis 7. Oktober 2014 – Schreiben von Herrn CORREIA DE CAMPOS, Vorsitzender der STOA-Lenkungsgruppe
Das Präsidium, das ohne Aussprache beschließt,

-
nimmt Kenntnis vom Schreiben von Herrn CORREIA DE CAMPOS, Vorsitzender der STOA-Lenkungsgruppe, vom 17. März 2014, in dem er die Genehmigung beantragt, eine Delegation bestehend aus einem Mitglied, vom 2. bis 8. Oktober 2014 (einschließlich Reisezeit) nach Kyoto zu entsenden, um an folgenden Veranstaltungen teilzunehmen:

· einer wissenschaftspolitische Veranstaltung zwischen der EU und Japan am Rande des STS-Forums am 4. Oktober 2014 und

· einer Veranstaltung zur Kontaktaufnahme und –pflege für die Teilnehmer des STS-Forums und 11. Jahrestagung des STS-Forums vom 5. bis 7. (nachmittags) Oktober 2014;

-
weist darauf hin, dass infolge von Ziffer 109 der Entschließung des Parlaments vom 23. Oktober 2013 zu dem Entwurf des Gesamthaushaltsplans der EU für das Haushaltsjahr 2014 im zweiten Halbjahr 2014 keine Delegationsreisen organisiert werden sollten;

-
verweigert die beantragte Genehmigung.

18.
Dringliche Fragen und Verschiedenes

18.1.
Bericht über die Tätigkeit der Mediatorin des Europäischen Parlaments für grenzüberschreitende elterliche Kindesentführungen in der 7. Wahlperiode
Das Präsidium

-
hört Ausführungen von Frau ANGELILLI, Vizepräsidentin, die 
· kurz den oben genannten Bericht erläutert und dabei die hohe Zahl von Anträgen auf Unterstützung hervorhebt, die im Parlament eingingen, sowie die positive Zusammenarbeit mit der Kommission und dem Petitionsausschuss sowie dem Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres des Parlaments (PE 528.985/BUR und Anlage),

· die vom Parlament in Auftrag gegebene anstehende Studie über grenzüberschreitende Entführungen von Minderjährigen ankündigt und 
· einen Leitfaden für Paare ankündigt, in dem die Rechte von Kindern im Fall einer Scheidung dargelegt sind und der im Rahmen eines Pilotprojekts unter Leitung von Kommissionsmitglied Reding erstellt wird;
-
hört einen Beitrag des Präsidenten, der Frau ANGELILLI, Vizepräsidentin, für ihr großes Engagement in diesem Bereich dankt.
18.2.
Antrag von Herrn  VERHOFSTADT, Vorsitzender der ALDE-Fraktion, auf Nutzung der Räumlichkeiten des Parlaments für den Europäischen Kongress seiner Partei

Das Präsidium

-
hört einen Beitrag von Herrn ALVARO, Vizepräsident, der im Namen von Herrn  VERHOFSTADT, Vorsitzender der ALDE-Fraktion, dessen am 8. April 2014 schriftlich an den Generalsekretär übermittelten Antrag (PE 533.191/BUR) erläutert, am Samstag, 10. Mai 2014, Räumlichkeiten des Parlaments für die Abhaltung des Europäischen Kongresses seiner Partei, Open Vld, zu nutzen, wofür keine Verdolmetschung benötigt werde, sondern lediglich technische Unterstützung bei der Organisation einer Abstimmung über das Programm; 

-
führt eine Aussprache, an der sich Herr  SURJÁN, Herr MARTÍNEZ, Herr VIDAL-QUADRAS, Vizepräsidenten, und Frau LULLING, Quästorin, beteiligen, die Bedenken äußern, sollte das Parlament einen derartigen Antrag mitten in der Wahlkampagne unterstützen, auch in Anbetracht möglicher Kosten für den Haushaltsplan des Parlaments (Gewährleistung des Zugangs und der Sicherheit in Bezug auf die Räumlichkeiten des EP) und künftiger Präzedenzfälle für andere Parteien;
-
hört einen abschließenden Beitrag des Präsidenten, dass der Antrag von den zuständigen Stellen im Einklang mit der geltenden Regelung geprüft werden sollte.
18.3.
Erstattung der Reisekosten parlamentarischer Assistenten im Juni 2014

Das Präsidium

-
hört einen Beitrag von Herrn VLASÁK, Vizepräsident, der Sorge bezüglich der Tatsache äußert, dass die Verwaltung des Parlaments mitgeteilt hat, dass die Assistenten der Mitglieder zwischen Ende Mai und Anfang Juli entgegen dem Verfahren während des Rests der Wahlperiode keinen Anspruch auf Vorschüsse für ihre Reisen hätten, und fragt, ob das übliche Verfahren ausgeweitet werden könne, um auch diesen Zeitraum abzudecken, da viele Assistenten nicht die Mittel hätten, selbst die Vorauszahlungen zu leisten;
-
hört einen Beitrag von Frau LULLING, Quästorin, die darauf hinweist, dass die Mitglieder, die ihre Assistenten in diesem Zeitraum zu Reisen aufforderten, zunächst in Erfahrung bringen sollten, ob im Rahmen ihrer Sekretariatszulage genügend Mittel verfügbar seien, um die Kosten der entsprechenden Reisen abzudecken, und nur im letzteren Fall einer Vorschusszahlung zustimmen sollten, da ansonsten der Assistent oder das Mitglied die Reise des Assistenten zahlen müssten;
-
hört einen Beitrag des Präsidenten, dass dieser Antrag im Einklang mit der geltenden Regelung geprüft werden sollte.
18.4.
Unterbringungskosten der Besucher der Mitglieder, die am Europäischen Jugend-Event (EYE) vom 9. bis 11. Mai 2014 in Straßburg teilnehmen

Das Präsidium

-
hört Ausführungen von Herrn WIELAND, Vizepräsident, der

· darauf hinweist, dass er in der Sitzung des Präsidiums vom 24. Februar 2014 das Thema der Besucher der Mitglieder, die am Europäischen Jugend-Event (EYE) teilnehmen, angesprochen habe, die gemäß der geltenden Regelung, sollten sie aus Wahlkreisen in der Nähe von Straßburg (weniger als 200 km entfernt) stammen, keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Unterbringungskosten haben, obwohl sie für die Dauer der Veranstaltung (zwei Nächte) in Straßburg bleiben müssen,
· mitteilt, dass die Quästoren in ihrer Sitzung vom 11. März 2014 diese Frage prüften und zwar eingeräumt hätten, dass die Frage der Erstattung in dieser Phase nicht durch eine Änderung der Regelung für Besucher geregelt werden könne, jedoch einstimmig ihre Bereitschaft bekundet hätten, die Erstattung der Unterbringungskosten in Höhe von 60 Euro pro Besucher für die von den Mitgliedern eingeladenen EYE-Teilnehmer aus Orten im Umkreis zwischen 50 und 200 km von Straßburg zu befürworten,
· beantragt, dass das Präsidium einer politischen Lösung dieses Problems zustimmt, das mit dem Geist der Regelung über die Erstattung der Kosten von Besuchergruppen in Einklang stehe;
-
hört den Generalsekretär, der

· mitteilt, dass die Verwaltung die Angelegenheit geprüft habe und dass die Zahl der betroffenen Mitglieder begrenzt sei; 
-
hört Ausführungen des Präsidenten, der

· darauf hinweist, dass die Regelung für Besuchergruppen für  EYE nicht gelten könne, da es sich um eine einzigartige Veranstaltung handele und die betreffenden Vorschriften für andere Arten von Besuchen ausgearbeitet wurden,
· die Verwaltung ersucht, den einzigartigen Charakter von EYE zu berücksichtigen und eine Lösung zu finden, die diese Besucher in die Lage versetze, ihre Unterbringungskosten zu bestreiten.
18.5.
Planung der allen Mitgliedern offenstehenden Sitzungen der Konferenz der Präsidenten und der Tagungen in Brüssel

Das Präsidium

-
hört einen Beitrag von Herrn WIELAND, Vizepräsident, der darauf hinweist, dass die Großzahl der 2015 in Brüssel angesetzten Tagungen und die Abhaltung der allen Mitgliedern offenstehenden Sitzungen der Konferenz der Präsidenten eine optimale Planung und eine klare Unterscheidung hinsichtlich des Zeitplans erforderten, wobei insbesondere zu berücksichtigen sei, dass bei der vergangenen Tagung Abstimmung um 18.00 Uhr stattfanden;
-
hört einen Beitrag des Präsidenten, dass die späte Abstimmungsstunde den besonderen Umständen am Ende der Wahlperiode geschuldet war und dass die Empfehlung von Herrn WIELAND angemessen berücksichtigt werden solle.
19.
Punkte zur Information

Das Präsidium

-
nimmt Kenntnis von folgenden Dokumenten:
	Interinstitutioneller Schriftverkehr


	Externer Schriftverkehr


	Interner Schriftverkehr


-
Schreiben von Frau ANGELILLI, Vizepräsidentin, vom 14. Februar 2014 zu dem Bericht über die Tätigkeit der Mediatorin des Europäischen Parlaments für grenzüberschreitende elterliche Kindesentführungen in der 7. Wahlperiode (PE 528.985/BUR und Anlage);

-
Vermerk des Generalsekretärs vom 4. April 2014 zum Jahresbericht über die technische Unterstützung des Europäischen Parlaments für die politischen Parteien auf europäischer Ebene und die europäischen Stiftungen (PE 533.148/BUR und Anlage);

-
Vermerk des Generalsekretärs vom 4. April 2014 betreffend einen Bericht über die Haushaltsführung und das Finanzmanagement für das Haushaltsjahr 2013 (PE 533.130/BUR und Anlagen auf Antrag im Sekretariat verfügbar);
-
Vermerk von Herrn GALVIN, Interner Prüfer, vom 28. Februar 2014 betreffend das angenommene Arbeitsprogramm des Internen Prüfers für das am 31. Dezember 2014 endende Jahr (PE 533.157/BUR und Anlagen).

20.
Zeitpunkt und Ort der nächsten Sitzung

Das Präsidium

-
beschließt, seine ordentliche nächste Sitzung am  2./3 Juli 2014 (Uhrzeit wird später bekanntgegeben) in Saal LOW R1.1 im Louise-WEISS-Gebäude in Straßburg abzuhalten.
*

*        *

Schluss der Sitzung: 20.25 Uhr.

*

*         *

( Anwesend zu Tagesordnungspunkt 4 (hinter verschlossenen Türen).


* Anwesend zu Tagesordnungspunkt 4 (hinter verschlossenen Türen).


**  Anwesend nur zu Punkt 6.


*** Anwesend nur zu Punkt 5.
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